Wien, Donnerstag den 22. Mai 1884. XVII. Jahrgang. Nr. 21. 


Oeſterreichiſche 


eitſchrift an Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiftration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. = 12 Mark. Bei gefülligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. ug 


Jaſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorberiger Vereinbarung — Reclamatienen, wenn unverſiegelt, ſind vortofrei, können ſedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Inhalt. behörde in feinen Privatrechten Verletzten geftattet iſt, Abhilfe gegen 
Ueber die Anfechtung verwaltungsbehördlicher Entſcheidungen im die andere Partei im ordentlichen Privatrechtswege zu ſuchen; und da 


Civilrechtswege im Sinne des Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes dieſe Abhilfe zu ſuchen auch geſtattet iſt, wenn die Verletzung der 
über die richterliche Gewalt. Von Bezirkscommiſſär Dr. König in Graz. Privatrechte durch ein Verwaltungs⸗Straferkenntniß erfolgt iſt, ſo iſt 


(Fortſetzung.) der im allgemeinen Strafproceſſe geltende Grundſatz, daß dem Privat⸗ 
Mittheilungen aus der Praxis: betheiligten, der ſich mit dem im Strafurtheile zuerkannten Entſchädigungs⸗ 
Ueber den zeitweiligen Aufenthalt ausländiſcher Ordensperſonen in Oeſterreich anſpruche nicht begnügen will, freiſteht, den ordentlichen Privatrecht⸗ 

und über die Ertheilung der Prieſterweihe an ſolche. weg zu betreten, durch Art. 15, Al. 1 eben nur auch für das 


Auch wegen Zuwiderhandlung gegen Anordnungen der Behörden, welche ſich auf Verwaltungs⸗Straſverfahren ausgedehnt worden 


anſteckende Thierkrankheiten beziehen, die im 8 1 des Viehſeuchengeſetzes vom 
29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, nicht erwähnt ſind, kann eine Ein fühlbarer Mangel im Verwaltungs⸗Strafverfahren iſt es, 
. nach 8 45 des Gesetzes om 29. Februar 1880 und Art. I, daß keine einheitliche Proceßvorſchrift beſteht, und daß auch durch keine 
Abi. 3 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, eintreten. allgemeine Rechtsnorm die Anwendbarkeit beſtimmter Grundſätze des allge⸗ 
Literatur. meinen Strafrechtes ausgeſprochen iſt. Demungeachtet ergibt ſich für den 
Geſetze und Verordnungen. Verwaltungs⸗Adhäſionsproceß aus der Natur der Sache und aus einzelnen 
Perſonalien. Sentenzen der oberſten Stellen 3*) die Anwendbarkeit der allgemeinen 
Erledigungen. Grundſätze des Adhäſionsproceſſes im ordentlichen Strafverfahren. 


Die verwaltungsbehördlich ſtrafbare Handlung wird als causa 
publica von Amtswegen und im Intereſſe der öffentlichen Ordnung 
Heber die Anfechtung verwaltungsbehördlicher Ent- von 5 en Se ee u bei 

5 2 . u e a er herrſchenden Praxis wird die Geltendmachung von 
ſcheidungen im Civilrechtswege un Sinne des Art. 15 Privatrechtsanſprüchen im Verwaltungs⸗Strafverfahren (vor den ſtaatlichen 
des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Gewalt. oder autonomen Verwaltungsbehörden) von dem Beſtehen einer poſitiven 

Von Bezirkscommiſſär Dr. König in Gra Rechtsnorm abhängig gemacht, welche eine Straſe wegen verletzter 
fi x 5 öffentlicher Ordnung mit der Beſtimmung androht, daß mit Ver⸗ 
(Fortſetzung.) hängung des Strafübels im Verwaltungs-Strafverfahren 

Unterſuchen wir die Bedeutung der Geltendmachung der das in dieſem zu ermittelnde Aequivalent des verurſachten 
durch Verwaltungs-Straferkenntniſſe mitentſchiedenen Pri- Schadens feſtzuſtellen und auf Erſatz desſelben mit der Wirkung zu 
vatrechte im ordentlichen Privatrechtswege. erkennen iſt, daß die Leiſtung dieſes Aequivalentes gegen den Schuldigen 

Aus den vorausgeſchickten Anführungen erhellet, daß aus Delicten | mit dem Erleiden des Strafübels im Verwaltungs⸗Vollftreckungsverfahren 
und durch dieſe zugefügtem Schaden für Privatperſonen Entſchädigungs⸗ erzwingbar iſt. 
anſprüche entſtehen, wenn gegen ein beſtehendes Gebot oder Verbot In dieſer herrſchenden Praxis des Verwaltungs⸗ Strafverfahrens liegt 
durch eine Handlung oder Unterlaſſung eine Verletzung der öffentlichen gegenüber dem Adhäſionsproceſſe im ordentlichen Strafverfahren eine 
Ordnung bewirkt, und durch dasſelbe Factum zugleich in die Privat- zum Theile nicht richtig erſcheinende Beſchränkung. Die Geltendmachung 
rechtsſphäre eines Dritten verletzend und ſchädigend eingegriffen wird. von Privatrechtsanſprüchen im Verwaltungs⸗Adhäſionsproceſſe ſoll von 
Wegen der Connexität der doppelten Rechtsverletzung geſtattet die öſter⸗ dem Beſtehen der poſitiven Rechtsnorm, welche neben der Strafſanction 
reichiſche Strafproceß⸗Geſetzgebung dem ex eadem casa verletzten die privatrechtliche Haftung ausdrücklich beſtimmt, nicht ab— 
Privatbetheiligten, ſeinen erweislichen Anſpruch im Strafproceßwege hängig gemacht werden, ſondern auch ohne dieſe poſitive Beſtimmung 
geltend zu machen, ohne ihn an dieſen Weg des Adhäſionsproceſſes zu | ſoll es jedem aus einem Verwaltungsdelicte thatſächlich privatrechtlich 
binden; vielmehr überläßt das Geſetz dem Privatbetheiligten, wenn er | Verletzten geſtattet fein, feine Anträge in privatrechtlicher Beziehung zu 


ſich mit der von der Strafbehörde zuerkannten Entſchädigung u 
begnügen will, den ordentlichen Privatrechtsweg zu betreten. 33) 8 e 195 8 ik: Beet: f ne k 
& 1 1% P. 41, 1876, wonach auch im Verwaltungs⸗Strafverfahren dem Kläger, ſoferne er 
; Indem nach Art. 15, Al. Eides ene über die als Privatankläger zu betrachten iſt, in analoger Anwendung des § 465, Al. 3 
richterliche Gewalt dem durch eine Entſcheidung einer Verwaltungs- a. St. P. O. das Recursrecht zuſteht. (Als Privatankläger erſcheint er im 8 39 
1 und 40, R. G. Bl. Nr. 184, 1852; $ 24, R. G. Bl. Nr. 230, 1858; 8 21, 
35) 88 401 und 409 St. P. O. vom 17. Jänner 1850, SS 352 und 364 R. G. Bl. Nr. 237, 1858; 8 47, R. G. Bl. Nr. 39, 1883.) Der Privatbethei⸗ 
St. P. O. vom 29. Juli 1853, 88 365 und 372 St. P. O. vom 23. Mai 1873; | figte kann nach Analogie der a. St. P. O. bei einem von Amtswegen zu verfol⸗ 
vergl. § 1338 a. b. G. B., Ullmann, Innsbruck 1879, p. 30—33, 673—683; genden Delicte gegen ein freiſprechendes Erkenntniß, durch welches über deſſen 
Würth, Wien 1851, p. 68 — 69, 673680; Holtzendorff, deutſch. St. P., privatrechtliche Anſprüche nicht erkannt worden iſt, die Berufung nicht ergreifen. 
Berlin 1879, II. Band, p. 355. Miniſterialentſcheidung vom 4. December 1874. Zeitſchr. f. Verw., p. 3, 1875. 


ſtellen, weil im Straferkenntniſſe über Privatrechtsanſprüche ja nur 
immer dann erkannt werden kann, wenn ſie im Strafverfahren er⸗ 
weislich ſind und es unabträglich der causa publica geſchehen kann. 

Immer aber muß die Geltendmachung der aus der ſtrafbaren 
Handlung entſpringenden Privatrechtsanſprüche im Berwaltungs-Straf- 
verſahren von dem verletzten Privaten abhängig ſein, er muß vor 
Schluß des Verfahrens wegen Geſetzwidrigkeit ſein Begehren ſtellen, die 
Strafbarkeit der Handlung oder Unterlaſſung darf nicht verjährt ſein. 
In den entgegengeſetzten Fällen, oder wenn der Beſchuldigte nicht ver— 
urtheilt wird, wenn bei Schluß des Strafverfahrens der Privatrechts⸗ 
anſpruch noch nicht ſpruchreif, oder im Verwaltungs-Strafverfahren nicht 
erweislich iſt, hat die Verweiſung des Privatbetheiligten auf den ordent— 
lichen Privatrechtsweg zu erfolgen. “) . 

Wird die im Verwaltungs⸗Straferkenntniſſe mitentſchiedene Privat⸗ 
rechtsſache auf Grund des Art. 15, Al. 1 auf den ordentlichen 
Privatrechtsweg gebracht, ſo kann in dieſem ſowohl der Privat⸗ 
betheiligte als auch der verwaltungsbehördlich Verurtheilte 
als Kläger auftreten. 

Das Verwaltungs-Straferkenntniß ſelbſt bildet keinen Gegenſtand 
des Spruches des Civilrichters und kann daher von dem Kläger im 
Civilproceſſe nicht angefochten werden. Die Aufechtbarkeit des 
Verwaltungs-Straferkenntniſſes im ordentlichen Civilrechts— 
wege iſt nur rückſichtlich der mitentſchiedenen Privatrechte 
zuläſſig. . 

Für die weitere Unterſuchung der Wirkung der Civilklage iſt zu 
unterſcheiden: a. Wurde im Verwaltungs⸗Straferkenntniſſe auf Strafe und 
unter Einem auf privatrechtliche Haftung erkannt; b. wurde eine 
Strafe nicht ausgeſprochen, weil die Sache vor der Verwaltungsbehörde 
erſt nach Ablauf der ſür das Verwaltungs-Strafverfahren geltenden 
Verjährungsfriſt im Grunde einer ausnahmsweiſen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mung anhängig geworden iſt. 

Im Falle a, wenn auf Strafe und privatrechtliche Haftung er⸗ 
kaunt wurde, wird es ſich für den Kläger im Civilproceſſe gleich bleiben, 
ob im Verwaltungs⸗Straferkenntniſſe die Haftung nur in abstracto aus⸗ 
geſprochen, oder nach vorausgegaugener Erweiſung auch in concreto 
über das Quantum und Quale abgeſprochen worden it. 

Im ordentlichen Privatrechtswege wird der klagende Privat- 
betheiligte die Exiſtenz ſeiner Forderung nicht mehr zu beweiſen 
brauchen, beziehungsweiſe der verwaltungsbehördlich Verur⸗ 
theilte kann die Exiſtenz ſeiner privatrechtlichen Schuld nicht mehr be⸗ 
ſtreiten. Ebenſo kann es ſich, wenn ein Verwaltungs⸗Straferkenntniß die 
ſubſidiäre Verpflichtung eines Dritten zum Schadenerſatze im Principe 
ausgeſprochen hat, vor dem Civilrichter nur mehr um die Bemeſſung 
des Schadens gegen den ſubſidiär Verpflichteten handeln und braucht 
auch in dieſem Falle das Forderungsrecht ſelbſt nicht mehr erwieſen zu 
werden. 3°) 

Der klagende Privatbetheiligte braucht, wenn die Haf- 
tungspflicht des Gegners in abstracto ausgeſprochen iſt, vor dem 
Civilrichter nur das Quantum und Quale, wenn von der Verwal⸗ 
tungs⸗Strafbehörde aber auch über das Quantum und Quale abgeſprochen 
worden iſt, vor dem Civilrichter nur ein etwa behauptetes Plus zu 
erweiſen. 

Der von der Verwaltungs-Strafbehörde Verurtheilte 
kann im ordentlichen Privatrechtswege nur ein Minus unter dem ver⸗ 
waltungsbehördlich ausgeſprochenen Quantum und Quale behaupten und 
erweiſen, ſomit hiedurch den verwaltungsbehördlich zuerkannten An⸗ 
ſpruch des Gegners in quantitativer und qualitativer Beziehung beſtrei⸗ 
ten und entkräften, nicht aber die Exiſtenz ſeiner privatrechtlichen Haf⸗ 
tungspflicht. 

Der Fall b, wenn wegen eingetretener Verjährung eine Strafe 
nicht ausgeſprochen worden iſt, kann eintreten bei Privatrechtsanſprüchen 
aus Waſſerrechtsdelicten in relativer Beziehung, wo das öffentliche In⸗ 
tereſſe die Beſeitigung eigenmächtiger Neuerungen oder die Nachholung 
unterlaſſener Arbeiten erheiſcht. 


Die Verwaltungsbehörde erkennt alsdann auch nach ein⸗ 
getretener Verjährung der Strafbarkeit des Waſſerrechtsdelictes 
Der Ausſpruch über die Nothwendigkeit 


über Privatrechtsanſprüche. 


35) Vergl. § 366 a. St. P. O.; Miniſterialentſcheidung vom 8. Septem⸗ 
ber 1870. Zeitſchr. f. Verw., p. 23, 1871. 

36) Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 9. März 1876, Z. 13.144, 
1875. 
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und über die Art und Weiſe der Beſeitigung der eigenmächtigen 
Neuerung oder der Nachholung unterlaſſener Arbeiten iſt die im Privat⸗ 
rechtswege unanfechtbare Verwaltungsmaßregel. Der Ausſpruch über die 
vermögensrechtliche Leiſtung des Contravenienten zur Beſeitigung der 
Neuerung, wodurch auch ein Dritter in ſeinen Privatrechten geſchützt 
wird, und über die Beitragsleiſtungen zu der auch von einem Ver⸗ 
letzten verlangten Nachholung der unterlaſſenen Arbeiten iſt das Er⸗ 
kenntniß im Sinne des Art. 15, Al. 1. Der Cognition des Civil⸗ 
richters unterliegen nur die vermögeusrechtlichen Leiſtungen, beziehungs⸗ 
weiſe die Frage der Aufhebung der Folgen des nur das vermögens— 
rechtliche Intereſſe der Partei berührenden Theiles der verwaltungs⸗ 
behördlichen Entſcheidung. Die der Cognition des Civilrichters nicht 
unterliegende Verwaltungsmaßregel wird unabhängig von dem etwa 
anhängig gemachten Privatrechtsſtreite, erforderlichen Falles im Zwangs- 
wege, vollzogen. ) Die Verwaltungsbehörde iſt kraft des Geſetzes 
verpflichtet, für die Herſtellung und Erhaltung der Waſſerbenützungs⸗ 
anlagen zu ſorgen, und es iſt in ihrem Amte gelegen, die zur In— 
ſtandhaltung der Waſſerbenützungsanlagen Verpflichteten zur Erfüllung 
ihr Verpflichtung zu verhalten. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber den zeitweiligen Aufenthalt ausländiſcher Ordensperfonen 
in Oeſterreich und über die Ertheilung der Prieſterweihe an ſolche. 

Hinſichtlich des zeitweiligen Aufenthaltes ausländiſcher Ordens⸗ 
perſonen in Oeſterreich gelten die nachſtehenden (in Tirol im L. G. Bl. 
vom Jahre 1881 Seite 3) in Folge Cultus miniſterialerläſſe vom 
13. November, 8. und 14. December und 6. Jänner 1881, 8 17.791, 
18.972, 19.377 und 927 publicirten Normen: 

„Es iſt ſchon wiederholt der Fall vorgekommen, daß Mitglieder 
der in Frankreich unterdrückten Ordeushäuſer und religiöſen Congre— 
gationen ſich nach Oeſterreich wandten, um hier einſtweilen ihr klöſterliches 
Zuſammenleben fortzuſetzen, und daß ſie ſich zu dieſem Zwecke um die 
Erlaubniß bewarben, in einem Kloſter des betreffenden oder eines 
anderen Ordens, oder auch in Privathäuſern wohnen zu dürfen. 

Inſoferne dadurch weder die Gründung eines neuen Conventes, 
noch die förmliche Aufnahme in den Verband eines beſtehenden Conventes 
angeſtrebt wird, kann ſich die Staatsverwaltung nicht veranlaßt ſehen, 
der Gewährung einer derartigen Zufluchtſtätte ein Hinderniß entgegen⸗ 
zuſtellen, ſelbſtverſtändlich unter der im Miniſterialerlaſſe vom 11. Oc⸗ 
tober 1859, Z. 1351 5), ausgeſprochenen Vorausſetzung, daß den für 
den Aufenthalt von Fremden in Oeſterreich vorgeſchriebenen Bedingungen 
entſprochen und auch ſeitens des betreffenden Ordinariats gegen den 
Aufenthalt ſolcher Perſonen in der unterſtehenden Diöcefe keine Ein⸗ 
ſprache erhoben werde, ſowie unter der weiteren Vorausſetzung, daß 
ſich die genannten Perſonen von jeder Agitation gegen die beſtehenden 
Einrichtungen ihres Heimatlandes ferne halten. 

Wie ſich überdies von ſelbſt verſteht, haben ſich die dem Prieſterſtande 
angehörigen ausländischen Ordensmitglieder im Hinblicke auf 8 2 des 
Geſetzes vom 7. Mai 1874 (R. G. Bl. Nr. 50) jedes Actes im 
öffentlichen Seelſorgsdienſte zu enthalten; auch darf die Ablegung des 
feierlichen Ordensgelübdes ſeitens der in Rede ſtehenden Perſonen, oder 
die Ertheilung der Prieſterweihe an dieſelben nur über den Nachweis 
erfolgen, daß, wie nach den öſterreichiſchen, fo auch nach den Ge⸗ 
ſetzen ihres Vaterlandes, weder ein allgemeines, noch ein ihre Perſon 
betreffendes legales Hinderniß entgegenſtehe. 

Endlich haben die bezüglichen Perſonen noch den Nachweis zu 
liefern, in welcher Art und Weiſe ſich dieſelben während ihres zeit- 
weiligen Aufenthaltes in Oeſterreich den erforderlichen Lebensunterhalt 
ſicherzuſtellen oder zu verſchaffen vermögen. 

Die in Sachen der Fremdenpolizei beſtehenden Vorſchriften bleiben 
auch fernerhin unverändert in Kraft. 

Von jeder ſolchen zeitweiligen Niederlaſſung und von jeder 
Aenderung derſelben iſt an die politiſche Behörde die Anzeige zu 
erſtatten; wenn es ſich dagegen um die Gründung förmlicher ſtabiler 


3) Vergl. Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes, Budw. 1881, 
Nr. 1052. 
) Siehe Zeitſchrift für Verwaltung 1883, Nr. 18. 


Niederlaſſungen von Seite ausländiſcher Ordensperſonen handelt, find 
bei Entſcheidung über die diesfälligen Geſuche die Beſtimmungen der 
Miniſtertalverordnung vom 13. Juni 1858 (R. G. Bl. Nr. 95) nach 
jeder Richtung hin, insbeſondere aber auch in Anſehung des Nachweiſes 
der zu Gebote ſtehenden Subſiſtenzmittel ſtrenge in Anwendung zu 
bringen.“ 

Im Hinblicke auf vorſtehende Normen wurde auch der zeitweiligen 
Niederlaſſung franzöſiſcher Dominicaner im Kloſter zu X. kein Hinderniß 
in den Weg gelegt. 

Da jedoch die Landesſtelle zur Kenntniß kam, daß im fraglichen 
Klofter die Prieſterweihe an Candidaten fremder Staatsangehörigkeit 
ertheilt wurde, erging an den Diöceſanvorſtand die Mahnung, auf die 
Einhaltung der geſtellten Bedingungen zu dringen. 

Von letzterer Seite wurde gegen die Zumuthung remonſtrirt vor 
Ertheilung der Prieſterweihe den Nachweis zu erbringen, daß weder 
nach öſterreichiſchen noch nach franzöſiſchen Geſetzen ein allgemeines oder 
ein die Perſon betreffendes legales Hinderniß entgegenſtehe. In Frank⸗ 
reich beſtehe kein Geſetz, welches die Ertheilung der Prieſterweihe an 
Bedingungen knüpft; die franzöſiſche Regierung betrachte die Prieſter⸗ 
weihe als rein interne Angelegenheit. Daß aber auch nach öſterreichiſchem 
Geſetze der Prieſterweihe kein Hinderniß entgegenſtehe, erhelle aus 8 2 
des Geſetzes vom 7. Mai 1874. Die franzöſiſchen Dominicaner in X. 
ſtreben kein kirchliches Amt oder Pfründe. an, die Prieſterweihe ſei auch 
nach öſterreichiſchen Geſetzen kein kirchliches Amt; erſt wenn der neu- 
geweihte Prieſter in die Seelſorge entſendet werde, erhalte er die Juris— 
diction. 

Das Cultusminiſterium hat hierüber unterm 27. April 1883, 
3. 396, eröffnet, „daß es ſich nach Inhalt der nunmehr vollſtändig 
vorliegenden Acten und den Ergebniſſen der jüngſten Erhebungen, bei 
dem die franzöſiſchen Dominicaner in X. betreffenden Falle, nicht um 
die Gründung einer klöſterlichen Niederlaſſung, ſondern lediglich um 
einen, ausländiſchen Mitgliedern des Regularclerus in Oeſterreich, 
beziehungsweiſe in einem hierländigen Convente gewährten Aufenthalt 
handelt. Hiernach ſind die dort befindlichen franzöſiſchen Ordensleute 
lediglich zur Erfüllung der für den Aufenthalt der Fremden in Oeſter⸗ 
reich überhaupt vorgeſchriebenen Bedingungen im Sinne des Alinea 2 
des Miniſterialerlaſſes vom 11. October 1859, 3. 1351/ C. U. M., 
verpflichtet. Was die Ertheilung der Prieſterweihe an Einzelne derſelben 
anbelangt, jo erſcheint eine ſtaatliche Ingerenznahme hierauf nicht geboten, 
wonach es von der diefen Ordensmännern auferlegten Verpflichtung, 
betreffs vorläufiger Anzeige ſolcher Acte, für die Folge ſein Abkommen 
erhalten kann.“ M. R. 


Auch wegen Zuwiderhandlung gegen Anordnungen der Behörden, 

welche fich auf anſteckende Thierkrankheiten beziehen, die im $ 1 

des Viehſeuchengeſetzes vom 20. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 

nicht erwähnt ſind, kann eine Beſtrafung nach § 45 des Geſetzes 

vom 29. Februar 1880 und Art. I, Abſ. 3 des Geſetzes vom 
24. Mai 1882, N. G. Bl. Nr. 51, eintreten. 

Die vom k. k. Caſſationshofe mittelſt Entſcheidung vom 17. No⸗ 
vember 1883, 3. 8726, geſchehene Zurückweiſung der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde des Paul Periz gegen das auf Grund der in der Aufſchrift 
bezeichneten Geſetzesſtelle ihn wegen Verabſäumung der angeordneten 
Abſonderung räudiger Ziegen verurtheilende Erkenntniß des Landes- 
gerichtes Zara vom 7. Juni 1883, 8. 477, wurde unter Anderem 
folgendermaßen begründet: 

Es iſt richtig, daß im § 1, lit. g des Geſetzes vom 29. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, nur der Räude der Pferde und Schafe, 
nicht die der Ziegen erwähnt iſt. Allein nach der zu dieſem Paragraphen 
ergangenen Durchführungsvorſchrift vom 12. April 1880, R. G. Bl. 
Nr. 36, haben die politiſchen Bezirksbehörden beim Ausbruche einer im 
Geſetze nicht namentlich angeführten anſteckenden Thierkrankheit die ent⸗ 
ſprechenden Anordnungen zu treffen und auch die Nichtbeobachtung dieſer 
Anordnungen begründet ein Vergehen oder eine Uebertretung. Solche 
Anordnungen ſind aber im vorliegenden Falle ergangen. 


iter a tur. 

Oeſterreichiſches Centralblatt für die juriſtiſche Praxis. 
Unter Mitwirkung namhafter Fachgelehrter und Praktiker heraus⸗ 
gegeben von Dr. Leo Geller. I. Jahrgang, Wien 1883, Perles. 

Dieſe im verfloſſenen Jahre neu gegründete Fachſchrift hat ſich zur Auf⸗ 
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gabe geſtellt, zwiſchen der Lehre und der Pflege des Rechtes innigere Beziehungen 
herzuſtellen und zu erhalten und ſucht dieſer Aufgabe durch wiſſenſchaftliche 
Behandlung praktiſcher Rechtsmaterien und durch Mittheilung und kritiſche 
Beleuchtung der Rechtſprechung gerecht zu werden. Zu dieſem Behufe finden 
ſich in jeder allmonatlich erſcheinenden Nummer Eſſays über einzelne Rechtsfragen 
und Geſetzesmaterien, ferner mitgetheilte Fälle der Rechtſprechung im Civil⸗, 
Handels⸗ und Wechſelrechte und im Civilproceſſe, dann im Strafrechte und Straf⸗ 
proceſſe, ſowie auch hin und wieder kritiſche Abhandlungen über neue Erſcheinungen 
in der Rechtsliteratur vor. Nachdem nicht nur das cibil- und ſtrafrechtliche, 
ſondern auch das öffentlichrechtliche Gebiet in den Kreis dieſer Aufgabe geſtellt 
werden, ſo wollen wir nicht verabſäumen, dem uns nunmehr complet vorliegenden 
inhaltsreichen erſten Jahrgange dieſer Zeitſchrift die ihm von unſerem Stand⸗ 
punkte gebührende Betrachtung zu widmen und zweier bemerkenswerther Auf⸗ 
ſätze Erwähnung zu thun, deren einer im vierten Hefte den Getränkehandel 
und Ausſchank mit beſonderer Rückſicht auf das Propinationsrecht 
in Galizien und der andere das Expropriationsrecht der Eiſenbahnen 
mit beſonderer Rückſicht auf Oeſterreich behandeln. 

Wenngleich in dem erſtgedachten Aufſatze ein ſehr ſchätzenswerthes Rechts⸗ 
materiale niedergelegt iſt und wenn ſich auch in demſelben einzelne höchſt 
beachtenswerthe Detailausführungen vorfinden, ſo können wir uns doch nicht 
verſagen, ſeiner Erwähnung an dieſer Stelle die Bemerkung beizufügen, daß wir 
ſeiner Deduction, daß der Branntweinhandel ohne alle Beſchränkung auf ein 
Minimalmaß wie überall, ſo auch in Galizien ſeit der Wirkſamkeit der 
Gewerbeordnung vom Jahre 1859 ein freies Gewerbe ſei, und von dem 
Propinationsbanne nicht berührt werde, nicht beipflichten können. Es unterliegt 
zwar keinem Zweifel, daß das einſchlägige Rechtsgebiet, welches ſich aber nicht 
blos auf Galizien, ſondern auch noch auf ein anderes Kronland, nämlich die 
Bukowina, erſtreckt, ſowohl im Zuſammenhalte mit den Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung, als auch an und für ſich ein theilweiſe verworrenes und 
widerſprechendes, daher ſehr reviſionsbedürftiges iſt. Es darf aber trotz alledem 
nicht überſehen werden, daß es, wenn man nicht in die einfeitigſte Theorie 
verfallen will, nicht angehen kann, das Propinationsablöſungsgeſetz, — deſſen 
§ 3 ausdrücklich beſtimmt, daß das Recht des Ausſchankes und des Verkaufes der 
Propinationsgetränke, wozu zweifelsohne auch der Kleinverſchleiß ſowie der 
Kleinhandel gehört, im Beſitze der Berechtigten durch 26 Jahre verbleibt — 
ſowie die übrigen bezüglichen Vorſchriften zu ignoriren und dieſe Rechtsverhält⸗ 
niſſe, welchen einmal eine in dem eigenartigen Gewerbscharakter dieſer Länder 
wohlbegründete Sonderſtellung eingeräumt iſt, vom Standpunkte der Gewerbe⸗ 
freiheit zu beurtheilen. Dieſe beſchränkende Sonderſtellung wurde auch durch das 
Branntweinſteuergeſetz vom 23. Juni 1881 neuerlich anerkannt, deſſen § 18 die 
Länder, in welchen das Propinationsrecht beſteht, von der Wirkſamkeit der 
Beſtimmungen der $$ 1, 3 bis 8 desſelben ausdrücklich eximirt. Aus dieſen 
Gruͤnden kann uns auch die gegen zwei Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes 
vom 25. Jänner 1883 im 6. Hefte dieſer Fachſchrift geführte Polemik als keine 
glückliche erſcheinen. P. 


Geſetze und Berordnungen. 
1883. I. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 19. Ausgeg. am 17. Februar. 

Abdruck von Nr. 18 R. G. Bl. 

Geſetz vom 11. Jänner 1883, betreffend die Abänderung des § 17 des 
Landesgeſetzes vom 29. December 1874, betreffend die Herſtellung und Erhaltung 
der öffentlichen, nicht ärariſchen Straßen und Wege. 

Nr. 20. Ausgeg. am 20. Februar. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 12. Februar 1883, Z. 4884, an 
ſämmtliche öſterreichiſche Bahnverwaltungen, betreffend die Herabſetzung der 
Viehwagen⸗Desinfectionsgebühren. 

Vertrag zwiſchen den k. k. Miniſterien des Handels und der Finanzen in 
Vertretung des k. k Staatsärars einerſeits und der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft 
andererſeits, betreffend die Weiterführung des Betriebes der Staatsbahnlinie 
Mürzzuſchlag⸗Neuberg. 29. December. 

Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 25. Jänner 1883, 
3. 43.437 ex 1882, betreffend die Ausſchließung des Haloxylin vom Poſt⸗ 
transporte. 

Nr. 21. Ausgeg. am 22. Februar. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 

von Plan nach Tachau. 29. Jänner. Z. 823. 


Bewilligung zu den technifchen Vorarbeiten für eine Secundäreiſenbahn 
von Esztergom (Gran) nach Naszäly. 16. Jänner. Z. 467. H. M. Z. 4149. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn 
von Agoſtonfalva bis Kezdi⸗Väſärhely. 26. Jänner. Z. 2377. H. M. Z. 4541. 

Nr. 22. Ausgeg. am 24. Februar. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von Kuttenthal zum Anſchluſſe an die Oeſterr. Nordweſtbahn. 15. Februar. 
3. 3645. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine elektriſche 
Eiſenbahn im k. k. Prater in Wien. 16. Februar. Z. 3552. 

Nr. 23. Ausgeg, am 27. Februar. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 28. Jänner 1883, 3. 2373, an 
ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Anzeige von Verkehrs⸗ 
ſtörungen an die Militärbehörden. 

Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterr.⸗ung. Ciſen⸗ 
bahnen. 24. Februar. 

Nr. 24. Ausgeg. am 1. März. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 24. Februar 1883, Z. 6738, 
an die k. k. Direction für Staatseiſenbahnbetrieb in Wien, betreffend die Grundſätze 
für die zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn und Rumänien einerſeits und Deutſchland, 
den Niederlanden und Belgien andererſeits beſtehenden oder noch einzurichtenden 


Verbände. 
Nr. 25. Ausgeg. am 3. Mürz. 


Abdruck von Nr. 11 R. G. Bl. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normal⸗ 
ſpurige Localbahn von der Station Ternitz nach Buchberg. 16. Februar. 
3. 3961. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von einem Punkte der Wien⸗Brucker Eiſenbahnlinie zwiſchen Wilfleinsdorf und 
Bruck a. d. Leitha nach Hainburg. 23. Februar. 3. 2184. 

Friſterſtreckung zu den techniſchen Vorarbeiten für eine Verbindung 
zwiſchen der Buſchtehrader und Prag⸗Duxer Eiſenbahn bei Zakolan. 8. Februar. 


3. 1280. 
Nr. 26. Ausgeg. am 6. März. 


Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 25. December 1882, Z. 27.8597 


an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Ueberwachung der 
Betreibung von Nebengeſchäften durch die Bahnorgane. 
Nr. 27. Ausgeg. am 8. März. 

Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 14. Februar 

1883, 3. 18.100 —1II ex 1882, an fämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, 


betreffend die Aufnahme fixer Lieferfriſt⸗ und ähnlicher Tarifzuſchläge in die, 


Tarife der dabei intereſſirten Bahnunternehmungen. { 4 
Nr. 28. Ausgeg. am 10. März. 
Nr. 29. Ausgeg. am 13. März. 

Abdruck von Nr. 12 R. G. Bl. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 4. März 1883, Z. 7671, an 
ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Anträge der Eiſenbahn⸗ 
Tarifenquete über das Cartellweſen. 

Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von Gänſerndorſ nach Wolkersdorf und von da nach Stockerau, bezw. nach Absdorf. 
20. Jänner. Z. 43.396 ex 1882. 

Nr. 30. Ausgeg. am 15. März. 

Abdruck von Nr. 22 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 25 R. G. Bl. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 25. Februar 1883, Z. 5401, 
an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Durchführung 
der internationalen Phylloxera⸗Convention. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Vieinaleiſenbahn von Zenta bis Maria⸗Thereſiopel. 11. Februar. Z. 3375. H. M. 


2. 7070. 
Nr. 31. Ausgeg. am 17. März. 


Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 23. Jänner 1883, 
Z. 1717, betreffend ungiltig gewordene Certificate anſpruchsberechtigter Militär⸗ 
aſpiranten. 
Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 29. Jänner 1883, 
3. 28 3, betreffend ungiltig gewordene Certificate auſpruchsberechtigter Militär⸗ 
aſpiranten. N 
Nr. 32. Ausgeg. am 20. März. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Nr. 33. Ausgeg. am 22. März. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Secundär⸗ 
bahn von Traismauer nach Mautern, eventuell nach Krems. 2. März. Z. 3172. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn von 
Tiszaszajol bis Holdmezöväſärhely, eventuell von Kunszentmarton bis Szarvas. 
11. Februar. Z. 4560. H. M. Z. 7069. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Titular⸗Geſandten Grafen Karl Kuefſtein 
zum wirklichen außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberſthofmeiſter weiland Ihrer Majeſtät der 
Kaiſerin Maria Anna Major Valerian Grafen Saracini-Belfort das Groß⸗ 
kreuz des Leopold⸗Ordens und dem Leibarzte Hofrath Dr. Leopold Ritter von 
Ehmig den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe beiden taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vicedirector der Hof- und Staatsdruckerei, 
Oberfinanzrathe Ferdinand Ritter von Hackher zu Hart anläßlich deſſen Pen⸗ 
ſtonirung taxfrei den Ordeu der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne Adolph Gal in Oberhollabrunn bei deſſen 
Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Riva Hieronymus von 
Ballarini anläßlich deſſen Penſionfrung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Honorar⸗Legationsſecretär Alois Freiherrn von 
Aehrenthal zum Hof- und Miniſterialſecretär extra statum im Miniſterium 
des Aeußern ernannt. g 

Seine Majeſtät haben dem Obercurator der erſten öſterreichiſchen Spar⸗ 
caſſa in Wien Nicolaus Dumba den Orden der eiſerneu Krone zweiter Claſſe 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den nachbenannten Functionären der erſten öſter⸗ 
reichiſchen Sparcaſſa in Wien, und zwar dem Referenten Dr. Jakob Warton 
taxfrei den Adel, dann dem Oberbuchhalter Anton Weinhäuſel und dem Ober⸗ 
buchhalter⸗Stellvertreter Achilles Alexander das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Liquidator der Staatsſchuldencaſſa Alexander 
Ritter von Dornfeld anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel eines 
kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ingenieur Wilhelm Wagner in Jungbunzlau 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Oberingenieurs 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär Dominik Calvi in Zara 
anläßlich deſſen Penfionirung den Titel eines kaiserlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Dr. Med. Karl Guſſenbauer in Prag den. 


Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 


| Seine Majeſtät haben dem Wundarzte in Nußdorf Franz Krapel das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 

Ingenieure Leopold Ritter von Neupauer⸗Brandhauſen und Otto Wagner 
zu Oberingenieuren und die Bauadjuncten Friedrich Byloff und Johann Beyer 
zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Steiermark ernannt. 
| Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
| Bauadjuncten Alerauder Porenta zum Ingenieur im Miniſterium des Innern 

ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Rechnungsrevidenten Ferdinand Rettinger, Rudolph Gracka und Franz Babel 
von Fronsberg zu Rechnungsräthen bei der galiziſchen Statthalterei ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die mit Titel und Charakter von Oberrechnungs⸗ 
räthen bekleideten Rechnungsräthe Joſeph Forſtner und Joſeph Eibel, dann 
die Rechnungsräthe Joſeph Simper und Johann Pamperl zu Oberrechnungs⸗ 
| räthen im k. k. Finanzminiſterium ernannt. 
| Der Handelsminiſter hat den Poſtſecretär Guſtav Ritter von Turneretſcher 
| zum Poſtrathe bei der Poſt⸗ und Telegraphendirection in Wien ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Bezirkspoſtcommiſſär Leopold Baller zum 
| Poſtſecretär in Brünn ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Förſter Emil Wunder zum Forſt⸗ 
en, für Mähren ernannt. 


Erledigungen. 
Kanzliſtenſtelle beim k. k. Miniſterium des Innern in der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr 112.) 
Poſtamtsprakticantenſtellen bei den Poſtämtern im Bezirke der k. k. Poſt⸗ 
und Telegraphendirection für Oeſterreich unter der Enns, bis Ende Mai. (Amtsbl. 
Nr. 115.) 

Poſtamtsaſſiſtentenſtellen im Bereiche der k. k. Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
direction für Oeſterreich unter der Enns mit 600 fl. Gehalt und Activitätszulage 
gegen Caution, bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr. 115.) 

Officialsſtelle in der zehnten und zwei Aſſiſtentenſtellen in der eilften 
Rangsclaſſe beim k. k. Hauptpuncirungsamte in Wien, bis Ende Mai. (Amtsbl. 
Nr. 116.) 

Zwei Bauprakticantenſtellen für den Staatsbaudienſt in Schleſien mit den 
Bezügen eines Straßenmeiſters dritter Claſſe (350 fl. Gehalt, 87 fl. 50 kr. 
Activitätszulage und „02 fl., reſpective 138 fl. Begehungspauſchale), bis Mitte 
Juni. (Amtsbl. Nr. 116.) 

Kanzliſtenſtelle bei der k. k. ſteiermärkiſchen Statthalterei mit der eilften 
Rangsclaſſe, bis 18. Juni. (Amtsbl. Nr. 117.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


